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1 Geltungsbereich der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes 

Lage im Raum 

Das Gemeindegebiet Karlshagen befindet sich im Nordwestteil der Insel Usedom. 

Karlshagen wird im Norden durch die Gemeinde Peenemünde, im Osten durch die 

Ostsee, im Süden durch die Gemeinden Trassenheide und Mölschow sowie im Westen 

durch den Peenestrom begrenzt. Karlshagen ist siedlungsstrukturell dem Amt Usedom 

Nord mit  Sitz in 17454 Ostseebad Zinnowitz, Möwenstraße 1, zugehörig. 

Geltungsbereich 

Das Planänderungsgebiet (im folgenden Plangebiet benannt) befindet sich südlich 

der Landesstraße 264 (innerörtlich Hauptstraße). Es liegt zwischen Gartenstraße und 

Fliederweg. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Geltungsbereich des Plangebietes umfasst das nachfolgend aufgeführte 

Grundstück:  

Gemarkung  Karlshagen 

Flur   2 

Flurstück   202/10 

 

 

Abb. 1: Lage des Planänderungsgebietes im Gemeindegebiet Karlshagen 
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Begrenzt wird das Planänderungsgebiet durch folgende Flurstücke, alle Gemarkung 

Karlshagen, Flur 2: 

   Flurstücke 

im Nordwesten 199/2, 202/7, 202/11 bis 202/13  

im Nordosten  203/1 und 203/2  

im Südosten  217/5  

im Südwesten 202/6  

Fläche  7.552 m² 

 

Auf dem Grundstück befinden sich die Anlagen des Ferienhofes Letzter Heller. Hierzu 

gehören mehrere Ferienhäuser, Freiflächen zu Erholungsnutzung und zu 

Campingzwecken, ein Wohngebäude als Betriebswohnung und ein Parkplatz. Die 

Freiflächen weisen vorwiegend siedlungstypische Vegetationen auf. In den 

Abb. 2: Lage- und Höhenplan mit Abgrenzung des Geltungsbereiches der 5. 

Änderung des Flächennutzungsplanes 
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Freiflächen der Bungalowbebauungen dominieren Birken, die teilweise dem 

gesetzlichen Gehölzschutz unterliegen.  

Das Flurstück 202/10 befindet sich in einer Tiefe von 50 m von der Gartenstraße im 

Geltungsbereich der Innenbereichsatzung. Der verbleibende Anteil des Flurstückes ist 

dem Außenbereich zuzuordnen. 

2 Bisherige Zielstellung 

Die Gemeinde Karlshagen verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan i. d. F. 

der 4. Änderung. Das Plangebiet ist im wirksamen Flächennutzungsplan als 

Wohnbaufläche gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO ausgewiesen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 3: Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan 

der Gemeinde Ostseebad Karlshagen i.d.F. der 4. 

Änderung mit Kennzeichnung des Geltungsbereiches der 

5. Änderung des Flächennutzungsplanes 
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Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Flächennutzungsplanes war die Ferieneinrichtung in 

ihrer Gesamtheit bereits vorhanden. Diese wurde als Pension betrieben. Im 

Wohngebäude der Betriebsinhaberin befand sich eine gastronomische Einrichtung zur 

Versorgung der Urlauber des Plangebietes und für die Öffentlichkeit. Gemäß BauNVO 

sind Pensionen in Wohngebieten zulässig, so dass die damalige Ausweisung des 

Plangebietes als Wohnbaufläche planungsrechtlich korrekt erfolgte. 

Für die in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 33 der Gemeinde Karlshagen 

einbezogenen Flurstücke 201 und 202/6 an der Wilden Hütung sollen in Abstimmung 

mit der Gemeinde die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung eines 

Wohngebietes für bis zu 3 Wohneinheiten für Ansiedlungswillige aus dem 

Gemeindegebiet geschaffen werden. Diese Teilflächen des Bebauungsplangebietes 

sind im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Karlshagen als 

Wohnbauflächen ausgewiesen, so dass diese Flächennutzungen mit den 

gemeindlichen Zielstellungen übereinstimmen. Die Flurstücke 201 und 202/6 wurden 

entsprechend nicht in den Geltungsbereich der Planänderung einbezogen. 

Die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes bezieht sich folglich ausschließlich auf 

das Flurstück 202/10.   

3 Erfordernis der Planaufstellung der 5. Änderung  

Ziel der Planung ist es, ein bereits seit Jahrzehnten bestehendes Erholungsgebiet im 

Zuge der vorbereitenden Bauleitplanung planungsrechtlich zu sichern.  

Zur Schaffung des verbindlichen Baurechts wird parallel zur 5. Änderung des 

Flächennutzungsplanes der Bebauungsplan Nr. 33 für das „Ferienhaus- und 

Wohngebiet zwischen Gartenstraße und Fliederweg“ der Gemeinde Karlshagen 

aufgestellt. 

 

Die auf dem Flurstück 202/10 vorhandenen Ferieneinrichtungen, derzeit bestehend 

aus mehreren Ferienhäusern, Freiflächen zur Erholungsnutzung, Campingzwecken 

sowie ein Wohngebäude (Betriebswohnung) sowie ein Parkplatz, sollen durch 

Ersatzneubauten und Modernisierungen qualitativ verbessert werden, um eine 

ganzjährige Ferienwohnnutzung zu ermöglichen. Es handelt sich somit bei der Planung 

nicht um eine Neuausweisung eines Ferienhausgebietes. 

In der Vergangenheit wurde die Ferieneinrichtung als Pension betrieben. Im 

Wohngebäude der Betriebsinhaberin befand sich eine gastronomische Einrichtung zur 

Versorgung der Urlauber des Plangebietes und für die Öffentlichkeit.  

Die gastronomische Einrichtung zur Versorgung der Urlauber ist nicht mehr gegeben 

und es versorgen sich die Feriengäste eigenständig. Ein Beherbergungsbetrieb 

(Pension/Hotel) liegt nur vor, wenn Räume ständig wechselnden Gästen zum 

vorübergehenden Aufenthalt zur Verfügung gestellt werden, ohne dass diese dort 

ihren häuslichen Wirkungskreis unabhängig gestalten könnten. 
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Daraus ergibt sich die Gebietseinstufung als Ferienhausgebiet gemäß § 10 Abs. 4 

BauNVO, was im Widerspruch zu den Ausweisungen des wirksamen 

Flächennutzungsplanes steht und damit eine Änderung des Flächennutzungsplanes 

erforderlich macht. 

Für die westliche Teilfläche des im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 33 

Plangebietes, das Flurstück 202/6 umfassend, stimmen die Ausweisung als Reines 

Wohngebiet mit der gesamtgemeindlichen Planung überein. 

4 Neue Zielstellung 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Ostseebad Karlshagen soll im 

Rahmen der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes mit den aktuellen 

städtebaulichen Zielsetzungen der Gemeinde in Übereinstimmung gebracht werden.  

Die auf dem Flurstück 202/10 vorhandenen Ferieneinrichtungen sollen durch 

Ersatzneubauten und Modernisierungen qualitativ verbessert werden, um eine 

ganzjährige Ferienwohnnutzung zu ermöglichen. 

Zu diesem Zweck wird der Geltungsbereich der 5. Änderung des 

Flächennutzungsplanes, welcher Teilflächen des Bebauungsplanes Nr. 33 abbildet, als 

Sondergebiet Erholung mit Zweckbestimmung Ferienhausgebiet gemäß § 10 

Abs. 4 BauNVO dargestellt. 

Südlich der Ferienhausbebauung werden in den Randbereichen zwei Flächen als 

Standplätze für Wohnmobile und Caravans genutzt. Diese untergeordneten 

Nutzungen sollen im Flächennutzungsplan als Sondergebiet Erholung mit 

Zweckbestimmung Standplätze für Wohnmobile und Caravans gemäß 

§ 10 Abs. 5 BauNVO ausgewiesen werden.  

Der südwestliche Bereich des Planänderungsgebietes wird als Freifläche genutzt, die 

dem Aufenthalt und der Erholung der Gäste des Ferienhausgebietes dienen soll. In der 

Grünfläche sind Anlagen und Einrichtungen der Erholung und Freizeitnutzung 

zugelassen.  

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung werden die Konzepte der verkehrs- und 

medienseitigen Erschließung und des Natur- und Umweltschutzes mit den aktuellen 

und prognostisch zu erwartenden Anforderungen in Einklang gebracht. 

Damit wird den in § 1 des Baugesetzbuches formulierten Grundsätzen der 

Bauleitplanung für eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung entsprochen. 
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Auszug aus dem Plan zur 5. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ostseebad 

Karlshagen (Vorentwurfsfassung von 11-2025) 

 

5 Erläuterung der Planinhalte der 5. Änderung 

5.1 Flächenbilanz 

Der Geltungsbereich der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes umfasst eine 

Gesamtfläche von rd. 0,75 ha. 

Unter Hinzuziehung der differenzierten Flächenbilanzierung im Bebauungsplan Nr. 33 

wird eine Nettobaufläche von rd. 0,62 ha zur Verfügung stehen.      

Die verbleibenden Flächenanteile entfallen mit rd. 0,13 ha auf die Flächen zum 

Anpflanzen vom Bäumen und Sträuchern, sowie der Grünflächen. 
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5.2 Städtebaulicher Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 33 

Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung wird sichergestellt, dass sich die im 

Plangebiet vorgesehene Bebauung in die umgebende Ortsstruktur einfügt. Aus der 

beigefügten Darstellung des Städtebaulichen Entwurfes zum Bebauungsplan Nr. 33 ist 

ersichtlich, dass die gewachsene Baukörperstruktur durch die Festsetzung von 

Baugrenzen, in dem sich der Altbestand sowie auch der geplante Ersatzneubau 

situieren muss.  

Es erfolgt damit keine Neuausweisung eines Sondergebietes, sondern lediglich eine 

planungsrechtliche Sicherung eines bereits seit Jahrzehnten bestehenden 

Erholungsgebietes. Hierzu gehören mehrere Ferienhäuser, Freiflächen zu 

Erholungsnutzung, ein Wohngebäude als Betriebswohnung sowie 

Gemeinschaftsstellplätze und Nebenanlagen. 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Städtebaulicher Entwurf gemäß Darstellung im Bebauungsplan Nr. 33 
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Im Bebauungsplan Nr. 33 wird für das Plangebiet das Reine Wohngebiet (WR) gemäß 

§ 3 BauNVO, das Sondergebiet Erholung mit Zweckbestimmung Ferienhausgebiet (SO 

Ferien) gemäß § 10 Abs. 4 BauNVO und das Sondergebiet Erholung mit 

Zweckbestimmung Standplätze für Wohnmobile und Caravans gemäß § 10 Abs. 5 

BauNVO festgesetzt. 

Aufgrund der Kleinteiligkeit und der örtlichen Lage der Gebiete ist es notwendig, die 

zulässigen, ausnahmsweise zulässigen und nicht zulässigen Nutzungen 

vorhabenkonkret festzulegen. 

 

Reines Wohngebiet (WR) 

Reine Wohngebiete dienen dem Wohnen. 

Entsprechend der allgemeinen Zweckbestimmung des Baugebietes wird die 

Zulässigkeit von Wohngebäuden gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO festgelegt. 

Zweitwohnsitze sollen ausgeschlossen werden. 

 

Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO zur Versorgung des Gebietes, wie 

Leitungen und Anlagen für die Wasser- und Energieversorgung etc., werden 

ausnahmsweise zugelassen, da diese für die Erschließungssicherheit des Plangebietes 

unabdingbar sind. 

 

Die gemäß § 3 Abs. 3 BauNVO allgemein zulässigen Anlagen zur Errichtung von Läden 

und nicht störenden Handwerksbetrieben, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für 

die Bewohner des Gebiets dienen, sowie kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

und sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner des 

Gebiets dienende Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke werden nicht zugelassen. 

Ferienwohnungen und Räume für Freiberufler sind ebenfalls ausgeschlossen. 

Der Standort soll somit ausschließlich der Dauerwohnnutzung dienen. 

Diese Regelungen erfolgen aufgrund der kleinteiligen Entwicklungsmöglichkeiten 

unter Wahrung der Zweckbestimmung des Reinen Wohngebietes. (§ 1 Abs. 6 BauNVO) 

 

Sondergebiet Erholung mit Zweckbestimmung Ferienhausgebiet (SO Ferien) 

Sondergebiete die der Erholung dienen mit der Zweckbestimmung Ferienhausgebiet 

gem. § 10 Abs. 4 BauNVO, ermöglichen vorrangig touristische Nutzungen. Sie dienen 

der Schaffung von Wohnraum für touristische Zwecke. Im Rahmen der BauNVO 

werden spezifische Regelungen für die Bebauung, die Art der Nutzung und die damit 

verbundenen Anforderungen festgelegt, um den Bedürfnissen der Touristen also auch 

den Interessen der ansässigen Bevölkerung gerecht zu werden.  

 

Gemäß § 10 Abs. 4 BauNVO sind im Ferienhausgebiet Ferienhäuser zulässig, die 

aufgrund ihrer Lage, Größe, Ausstattung, Erschließung und Versorgung für den 

ganzjährigen Erholungsaufenthalt geeignet und dazu bestimmt sind, überwiegend 

und auf Dauer einem wechselnden Personenkreis zur Erholung zu dienen. 
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Die Ferieneinrichtungen sollen qualitativ verbessert werden, um eine ganzjährige 

Ferienwohnnutzung zu ermöglichen. 

Entsprechend der differenzierten Nutzungen erfolgt eine Unterteilung in die 

Baugebiete 1 und 2. Wobei im Baugebiet 1 fünf Ersatzbauten in massiver Bauweise 

vorgesehen sind. Die Kapazitäten werden mit 20 Betten (5 Ferienhäuser a 4 Betten) 

beziffert. 

Im Baugebiet 2 wird das bestehende langgestreckte Ferienhaus weiter genutzt und 

durch Anlagen für erneuerbare Energien auf dem Dach aufgewertet werden. Die 

Kapazitäten werden mit 14 Betten (7 Ferienwohnungen a 2 Betten) beziffert. 

 

Im Ferienhausgebiet sind die die Hauptnutzung ergänzenden Anlagen gemäß § 14 

BauNVO zulässig. 

Ausnahmsweise wird das Wohngebäude im Baugebiet 3 als betriebsbezogene 

Wohneinheit für die Betreiberin des Ferienhausgebietes ausgewiesen. 

Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO zur Versorgung des Gebietes, wie 

Leitungen und Anlagen für die Wasser- und Energieversorgung etc., werden 

ausnahmsweise zugelassen, da diese für die Erschließungssicherheit des Plangebietes 

unabdingbar sind. 

 

Südlich der Ferienhausbebauung werden in den Randbereichen zwei Flächen seit 

vielen Jahren durch Stammgäste mit Wohnmobilen und Caravans genutzt. 

Gegenüber der Ferienwohnnutzung sind diese Flächen untergeordnet. 

Die Kapazität wird mit 6 Standplätzen angegeben. 

Ausnahmsweise zugelassen werden die der Ver- und Entsorgung des Plangebietes 

dienenden Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO. 

An- und Umbauten von Wohnmobilen und Caravans, deren feststehende 

Überdachungen, Vorlauben und selbständige Schutzdächer werden ausgeschlossen, 

da diese festen Anlagen der Definition der Campingnutzung widersprechen. 

 

Entsprechend den standörtlichen Erfordernissen wurden im Bebauungsplan Nr. 33 

Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und zur Bauweise getroffen. 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wurde gemäß § 17 BauNVO mit 0,4 als Orientierungswert 

für die Obergrenze bei reinen Wohngebieten festgelegt. 

 

Aufgrund der Flächenverfügbarkeit und der Sicherung des Erholungscharakters wird 

für das Ferienhausgebiet ein Orientierungswert von 0,2 angegeben. 

Dieser wird für das Baugebiet 1 untersetzt durch eine Grundfläche je Ferienhaus von 

maximal 70 m². 

 

Für die sich im Sondergebiet befindlichen Standplätze für Wohnmobile und Caravans 

wird eine Grundfläche je Standplatz für Wohnmobile bzw. Caravans von 50 m² als 

Mindestmaß festgelegt. Die zwei Flächen für die zulässige örtliche Einordnung der 

Standplätze sind in der Planzeichnung (Teil A) gekennzeichnet. Sie umfassen insgesamt 
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306 m², so dass die mit dem Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 33 

festgesetzte Obergrenze von 6 Standplätzen planungsrechtlich abgesichert wird. 

 

Ein Vollgeschoss wurde als Obergrenze im Reinen Wohngebiet sowie im 

Ferienhausgebiet festgelegt. 

Zugelassen wird die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO mit der 

Beschränkung auf Einzel- und Doppelhausbebauung. 

 

Die Festsetzungen erfolgen entsprechend den städtebaulichen Zielen der Gemeinde 

und stellen sicher, dass sich die geplante Bebauung in die umgebende Ortsstruktur 

einfügt. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan Nr. 33 durch 

Baugrenzen festgelegt. 

 

Der Bebauungsplan Nr. 33 beinhaltet zur Umsetzung der städtebaulichen Zielsetzung 

baugestalterische Festsetzungen mit Vorgaben zur Fassaden- und Dachgestaltung, 

zulässige Grundstückseinfriedungen sowie die Anlage von Werbeanlagen, die darauf 

abzielen, dass sich die geplante Bebauung harmonisch in das Ortsbild einfügt. 

Der Standort liegt an einem medienseitig sowie verkehrlich erschlossenen Bereich. Die 

entsprechenden Ver- und Entsorgungsleitungen sind zu nutzen. 

 

6 In die Planungen einzustellende Belange und Fachplanungen 

6.1 Belange der Raumordnung und der Landesplanung 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 

anzupassen. Es sind folgende wesentliche raumordnerische Belange gemäß 

Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg - Vorpommern (LEP M-V) von 2016 

sowie dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Vorpommern (RREP VP) vom 

20.09.2010 zu berücksichtigen: 

 

Entsprechend der Raumkategorien der Regional- und Landesplanung gehört die 

Gemeinde Ostseebad Karlshagen zum Oberzentrum Stralsund/Greifswald. Die 

Gemeinde Ostseebad Karlshagen liegt im Nahbereich des Mittelzentrums Wolgast 

und ist dem Grundzentrum Zinnowitz zugeordnet.  

Sie gehört zu den touristischen Siedlungsschwerpunkten in der Planungsregion 

Vorpommern. 

„In Tourismusschwerpunkträumen nehmen die touristischen Siedlungs-

schwerpunkte besondere touristische Versorgungsaufgaben wahr.“ 

(Programmsatz (3.3 (2) RREP VP) 
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Das Gemeindegebiet liegt in einem Tourismusschwerpunktraum. 

„In den Tourismusschwerpunkträumen stehen die Verbesserung der Qualität 

und der Struktur des touristischen Angebotes sowie Maßnahmen der 

Saisonverlängerung im Vordergrund.“  (Programmsatz 3.1.3.(4) RREP VP) 

Die mit der 5, Änderung des Flächennutzungsplanes i. V. m. dem Bebauungsplan Nr. 

33 beabsichtigte qualitative Verbesserung des touristischen Angebotes entspricht 

dieser Zielsetzung. 

Folgender Programmsatz zur Siedlungsstruktur findet in der Planung Beachtung: 

„Der Nutzung erschlossener Standortreserven, der Umnutzung, Erneuerung und 

Verdichtung bebauter Gebiete ist in der Regel Vorrang vor der Ausweisung 

neuer Siedlungsflächen einzuräumen.“ (Programmsatz 4.1(3) LEP M-V) 

 

Das Plangebiet liegt in einem Vorbehaltsgebiet zur Trinkwassersicherung. Es liegt 

innerhalb der rechtskräftigen Trinkwasserschutzzone III der Wasserfassung Karlshagen. 

„In den Vorbehaltsgebieten Trinkwasser soll dem Trinkwasserschutz ein 

besonderes Gewicht beigemessen werden. In Vorbehaltsgebieten Trinkwasser 

sind alle Planungen und Maßnahmen so abzustimmen, dass diese Gebiete in 

ihrer besonderen Bedeutung für den Trinkwasserschutz möglichst nicht 

beeinträchtigt werden. (Z)“ (Ziel gemäß Programmsatz 5.5.1 (2) RREP VP) 

Die durch die Lage des Plangebietes in einem Vorbehaltsgebiet Trinkwasser zu 

beachtende Belange wurden in die Planung eingestellt. 

 

Bereiche des Gemeindegebietes befinden sich im Vorbehaltsgebiet Naturschutz und 

Landschaftspflege. Das Plangebiet berührt das Vorbehaltsgebiet für Naturschutz und 

Landschaftspflege nicht. 

Gemäß Landesverordnung zur Festsetzung des Naturparks „Insel Usedom“ vom 

10.12.1999 (GVOBl. M-V Nr. 791-5-17) gehört das gesamte Gemeindegebiet 

Karlshagen zum Naturpark.  

Die Gemeinde Ostseebad Karlshagen gehört zu dem unter Schutz gestellten 

Landschaftsschutzgebiet ,,Insel Usedom mit Festlandgürtel“ (veröffentlicht im Peene- 

Echo am 05. Februar 1996). Der Geltungsbereich der Planänderung ist bereits aus dem 

Landschaftsschutzgebiet ausgegliedert. 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Schutzgebietskulissen eines FFH- bzw. EU- 

Vogelschutzgebietes. Die Durchführung einer FFH- Vorprüfung wird nicht erforderlich. 

 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorbehaltsgebietes Küstenschutz. 

„In den Vorbehaltsgebieten Küstenschutz sollen alle Planungen und 

Maßnahmen die Belange des Küstenschutzes berücksichtigen.“ 
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(Programmsatz 5.3 (2) RREP VP) 

Die durch die Lage des Plangebietes in einem Vorbehaltsgebiet Küstenschutz zu 

beachtende Belange werden in die Planung eingestellt. 

Entsprechend den Karten der Raumentwicklungsprogramme liegt das Plangebiet 

außerhalb von: 

- Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft 

- Vorbehaltsgebieten Kompensation und 

- Vorbehaltsgebieten oder Vorranggebieten zur Rohstoffsicherung. 

 

Infrastrukturentwicklung 

Das Plangebiet verfügt im Nahbereich über Anschlüsse an das regionale und 

überregionale Straßen- und Schienennetz. Die Landesstraße 264 verläuft ca. 400 m 

nordöstlich des Plangebietes, die Bundesstraße 111 rd. 5,5 km südlich des Plangebietes 

und die Haltestelle der Usedomer Bäderbahn GmbH befindet sich an der Strandstraße 

in einer Entfernung von rd. 1,5 km zum Plangebiet. 

Der Hafen Karlshagen wird vorwiegend touristisch und durch die Fischerei genutzt. 

Aufgrund der Vornutzung der Grundstücksflächen liegen alle wichtigen Medien am 

Plangebiet an. 

 

6.2 Naturschutzrechtliche und Artenschutzrechtliche Belange 

Die Planung wird nach § 2 ff. BauGB aufgestellt. Eine Umweltprüfung wird 

durchgeführt. Entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von 

Bauleitplänen die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege, zu berücksichtigen. Die Auswirkungen auf die einzelnen 

Schutzgüter werden im Rahmen der in das Änderungsverfahren integrierten 

Umweltprüfung untersucht und bewertet.  

Bestandteil der Vorentwurfsunterlagen ist die Checkliste zur Umweltprüfung. 

Da im Ferienhausgebiet weitestgehend eine Modernisierung des vorhandenen 

Gebäudebestandes vorgesehen ist und damit die Inanspruchnahme von Biotopen 

begrenzt ist, ergeben sich nur in einem geringen Umfang Eingriffe, die eine 

entsprechende Kompensation erforderlich machen. Im Rahmen des 

Bebauungsplanverfahrens wurde eine Bestandsaufnahme dokumentiert, eine 

Bilanzierung des Eingriffs vorgenommen und Maßnahmen zur adäquaten 

Kompensation für den Verlust an Natur und Landschaft festgesetzt. 

Im Plangebiet befindet sich teilweise Einzelbaumbestand, der den Kriterien des 

gesetzlichen Gehölzschutzes gemäß § 18 NatSchAG M-V entspricht. Die Belange des 

gesetzlichen Gehölzschutzes wurden in die Planung eingestellt. Für die Fällung 

gesetzlich geschützter Bäume ist ein Ausnahmeantrag zu stellen und eine 

Kompensation durch Ersatzpflanzungen nachzuweisen. 
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Zur Einschätzung möglicher artenschutzrechtlicher Befindlichkeiten wurde im Rahmen 

des verbindlichen Bauleitplanverfahrens ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

erstellt. Er beinhaltet die Prüfung, ob durch das Planvorhaben die 

artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 BNatSchG berührt werden. Grundlage dafür 

sind die Ermittlung und Bestandsaufnahme der im Planänderungsgebiet vorhandenen 

geschützten Arten (alle wildlebenden Vogelarten, Arten des Anhangs IV der FFH- 

Richtlinie). Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag kam zu dem Ergebnis, dass mit der 

Umsetzung der Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung sowie den CEF-

Maßnahmen die artenschutzrechtlichen Verbote nicht ausgelöst werden.  

Die Flächen des Plangebietes befinden sich nicht im Landschaftsschutzgebiet „Insel 

Usedom mit Festlandgürtel“.  

Das Kataster des Landes weist für den Geltungsbereich der Planänderung keine 

gemäß § 20 NatSchAG M-V gesetzlich geschützten Biotope aus.  

Das Plangebiet liegt außerhalb von Vorbehalts- und Vorranggebieten Naturschutz. Es 

berührt keine Schutzgebietskulissen eines Natura 2000- Gebietes. 

 

6.3 Forstrechtliche Belange 

Im Rahmen des verbindlichen Bauleitplanverfahrens hat das Forstamt Neu Pudagla 

informiert, dass Belange des Landeswaldgesetzes Mecklenburg-Vorpommern berührt 

werden, da die dem Plangebiet gegenüberliegenden Flächen auf den Flurstücken 

217/6 und 217/8 bewaldet sind. 

Die Baufelder der im südöstlichen Bereich des Sondergebietes Erholung mit 

Zweckbestimmung Ferienhausgebiet (im Bebauungsplan SO 1 und SO 2 Ferien und 

des SO Wohnmobile/Caravans stehen im Widerspruch zum § 20 Abs. 1 

Landeswaldgesetz (LWaldG), worin zur Sicherung vor Gefahren durch Windwurf oder 

Waldbrand bei der Errichtung baulicher Anlagen ein Abstand von 30 Metern zum Wald 

einzuhalten ist. 

„Ausnahmemöglichkeiten dazu sind in der Waldabstandsverordnung 

Mecklenburg-Vorpommern (WAbstVO M-V) geregelt. Nach § 3(1) WAbstVO 

dürfen Unterschreitungen des Waldabstandes nicht genehmigt werden, wenn 

es sich um Anlagen handelt, die Wohnzwecken oder dem vorübergehenden 

Aufenthalt von Menschen dienen. Lt. § 3(2) Punkt 1 WAbstVO können jedoch 

Ausnahmen zugelassen werden, wenn der durch die vorhandene Bebauung 

geprägte Waldabstand nicht unterschritten wird, oder wenn dauerhaft 

gewährleistet ist, dass auf Grund der örtlichen Gegebenheiten oder geeigneter 

Maßnahmen der mit dem Waldabstand beabsichtigte Schutzzweck nicht 

beeinträchtigt wird.“ 

Nach Prüfung der Sachverhalte ist das Forstamt Neu Pudagla zu folgendem Ergebnis 

gekommen: 
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- „Beim SO 1  handelt es sich um Ferienhäuser als Einzelhäuser. Sie befinden sich 

etwa 25 m von der Waldgrenze entfernt. Die zu erwartenden Baumhöhen liegt 

unter 25 m. Zwischen dem Wald und dem Plangebiet befinden sich eine 

Pension und eine öffentliche Straße, der „Fliederweg". Somit ist dauerhaft 

gewährleistet, dass auf Grund der örtlichen Gegebenheiten der mit dem 

Waldabstand beabsichtigte Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird. Die 

Verkehrssicherungspflicht erhöht sich für den Waldbesitzer nicht. Nach 

Abwägung aller Umstände, wird auf Grund § 3(2) Punkt 2. WAbstVO M-V 

Baufeld SO1 befürwortet. 

- Das SO 2 umfasst ein Ferienhaus mit sieben Ferienwohnungen. Das Gebäude ist 

bereits vorhanden, wird z.Z. als Pension genutzt und dient somit bereits jetzt dem 

vorübergehenden Aufenthalt von Menschen. Zwischen dem Gebäude und 

dem Wald verläuft mit dem „Fliederweg" eine öffentliche Straße. Somit ist auch 

hier dauerhaft gewährleistet, dass auf Grund der örtlichen Gegebenheiten der 

mit dem Waldabstand beabsichtigte Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird. 

Die Verkehrssicherungspflicht erhöht sich für den Waldbesitzer nicht. Nach 

Abwägung aller Umstände, wird auf Grund § 3(2) Punkte 1. und 2. WAbstVO 

M-V Baufeld SO 2 befürwortet. 

- Durch das SO Wohnmobile/Caravans am Fliederweg wird die Baulinie der 

vorhandenen Pension (SO 2) aufgegriffen. Somit wird der durch die 

vorhandene Bebauung geprägte Waldabstand nicht unterschritten. Zwischen 

dem Gebäude und dem Wald verläuft mit dem „Fliederweg" noch eine 

öffentliche Straße, wodurch sich die Verkehrssicherungspflicht für den 

Waldbesitzer nur unwesentlich erhöht. Nach Abwägung aller Umstände, wird 

auf Grund § 3(2) Punkte 1. und 2. WAbstVO M-V Baufeld SO 

Wohnmobile/Caravans befürwortet. 

 

6.4 Belange des Küsten- und vorbeugenden Hochwasserschutzes 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange 

des Küsten- oder Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge, insbesondere die 

Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschäden, zu berücksichtigen. 

Aufgrund der örtlichen Lage des Plangebietes und der Geländehöhen zwischen 

1,70 m NHN und 2,20 m NHN sind die Belange des Küsten- und vorbeugenden 

Hochwasserschutzes betroffen. 

Die Gemeinde Karlshagen wird durch Hochwasser von der Ostsee und vom 

Peenestrom beeinflusst. 

Gemäß der Richtlinie 2-5/2022 "Bemessungshochwasserstand und Referenzhoch-

wasserstand" des Regelwerkes Küstenschutz M-V beträgt das Bemessungshochwasser 

(BHW). 

- für die Außenküste der Insel Usedom  3,40 m NHN 

- Karlshagen / Peenestrom    3,10 m NHN 
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Der Bemessungshochwasserstand (BHW) setzt sich aus dem Referenzhochwasserstand 

(RHW - Hochwasserstand) mit einem Wiederkehr-intervall von 200 Jahren bezogen auf 

das Ende des Gültigkeitszeitraumes 2021-2030 unter Berücksichtigung des 

Meeresspiegelanstiegs und dem Vorsorgemaß von 1,0 m zusammen. Mit dem 

Vorsorgemaß wird ein beschleunigter klimawandelinduzierter Meeresspiegelanstieg 

von 1,0 m in 100 Jahren berücksichtigt. 

Die derzeit vorhandenen Hochwasserschutzanlagen können keinen dem BHW 

entsprechenden Schutz sicherstellen. Somit ist bei extremen Sturmflutereignissen 

infolge der Lücken innerhalb des Küstenschutzsystems für den Inselnorden Usedoms 

eine Beeinflussung des Plangebietes durch einströmendes Wasser nicht gänzlich 

auszuschließen. 

Des Weiteren ist auch aus Richtung des Binnenküstengewässers "Peenestrom" eine 

Gefährdung möglich. Der Bereich Karlshagen wird gegenüber erhöhten 

Wasserständen am Peenestrom durch den Landesschutzdeich „Karlshagen" gesichert, 

wobei der Deich infolge seiner Kontur unter Berücksichtigung der mit Sturmhochwasser 

einhergehenden Seegangsbelastung nicht das BHW kehren kann. 

Das Land M-V plant zum Schutz der Ortschaften des Inselnordens das Vorhaben 

„Sturmflutschutz Nordusedom", für welches derzeit ein Planfeststellungsverfahren 

durchgeführt wird. Ein Teilvorhaben dieses Sturmflutschutzes beinhaltet den Bau eines 

Riegeldeiches in Karlshagen, welcher auch der Bebauung im Plangebiet Schutz 

gewährt. Darüber hinaus werden derzeit auch verstärkende Maßnahmen am 

bestehenden Landesküstenschutzdeich „Karlshagen-Zecherin" geplant. 

Für Wohn-/Beherbergungsgebäude ist aus Sicht des Küsten- und Hochwasserschutzes 

grundsätzlich überflutungsfreies bzw. hochwasserunbeeinflusstes Gelände mit einer 

Höhenlage oberhalb des BHW zu nutzen. Sollte dies aufgrund der natürlichen 

Geländehöhen nicht möglich sein, ist ein Ausschluss bzw. die Minimierung der 

Gefährdung mittels geeigneter Maßnahmen vorzugeben. 

Da in absehbarer Zeit die Errichtung von Küstenschutzanlagen des Landes erfolgen 

soll, kann gemäß der Stellungnahme des StALU Vorpommern zum Bebauungsplan Nr. 

33 der Gemeinde Karlshagen aus Sicht des Küsten- und Hochwasserschutzes die 

Forderung nach Schutzmaßnahmen bis mindestens auf Höhe des 

Bemessungshochwasserstandes entfallen. Allerdings ist, auch in Anbetracht des 

ungewissen Zeitpunktes der Fertigstellung des Schutzsystems, mindestens ein Schutz bis 

zu einem Wasserstand von 2,20 m NHN zu gewährleisten. 

Im Bebauungsplan Nr. 33 wurden aus Sicht des Küsten- und Hochwasserschutzes 

folgende Schutzmaßnahmen festgesetzt: 

- Standsicherheit der baulichen Anlagen gegenüber Wasserständen bis 2,20 m 

NHN, 

- Ausschluss einer Überflutungsgefährdung bis mindestens 2,20 m NHN mittels 

geeigneter baulicher Maßnahmen (z.B. Geländeerhöhung, Festlegung der 

Fußbodenoberkante und Verzicht auf Unterkellerung). 
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- Für elektrische Anlagen und die Lagerung wassergefährdender Stoffe (Treib- 

und Schmierstoffe, Anstrichmittel. etc.) ist eine Sicherheit gegenüber 2.20 m 

NHN herzustellen. 

 

6.5 Immissionsschutz 

Gemäß § 3 Abs. 1 BImSchG sind Immissionen schädliche Umwelteinwirkungen, die 

nach Art, Ausmaß und Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder 

erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft 

herbeizuführen. Gemäß § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so 

zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder 

überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige 

schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich vermieden werden. Bei der Auswahl 

des Planungsstandortes und der vorgesehenen Nutzungsart wurde dieser Grundsatz 

berücksichtigt. 

Geplant wird ein Ferienhausgebiet in Form eines Sondergebietes gemäß § 10 Abs. 4 

BauNVO, welches durch Wohnbebauung mit identischer Schutzbedürftigkeit und 

Flächen für die Landwirtschaft begrenzt wird. 

Die angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche der Gartenstraße, sowie des 

Fliederweges weisen eine geringe Frequentierung auf, da diese im Wesentlichen nur 

von den Anliegern genutzt werden. 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine seit Jahrzehnten bestehende 

Ferieneinrichtung. Sie ist mit Ferienhäusern in Leichtbauweise sowie einem Wohnhaus 

für die Betreiberin der Ferieneinrichtung bebaut. Die nicht bebauten 

Grundstücksflächen sind begrünt bzw. größere Freiflächen dienen als Sport- und 

Spielflächen bzw. zum Aufstellen von Wohnmobilen und Caravans. Bei den Campern 

handelt es sich vorrangig um Stammgäste. Mit der Ausweisung des Sondergebietes 

i.S.d. eines Ferienhausgebietes ist vorrangig die Sicherung und qualitative Aufwertung 

der Ferieneinrichtung durch Sanierung und Ersatz der Ferienhäuser durch massive 

Bauten vorgesehen. Auswirkungen der Feriennutzung auf die umgebenden Strukturen 

sowie Verursachungen von Belästigungen sind nicht zu erwarten. 

Das Plangebiet grenzt an sensible Ferienhaus- und Wohnnutzungen, die identische 

Schutzbedürftigkeiten haben. Mit der Umsetzung der Planungen kann ausgeschlossen 

werden, dass sich immissionsschutzrechtliche Konflikte infolge von Schadstoffen, Lärm, 

Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlungen für die umgebenden Nutzungen 

abzeichnen.  

Gemäß der Stellungnahme des StALU Vorpommern befindet sich in einer Entfernung 

von ca. 1,5 km nördlich des Plangebietes der genehmigungsbedürftige Schießplatz 

des Schützenvereins „Blau-Weiß" Karlshagen. Auf Grund des Abstandes zum 

Plangebiet kann zunächst, sofern keine weiteren Vorbelastungen vorliegen, von der 
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Einhaltung der gültigen Immissionsrichtwerte gem. TA Lärm im Plangebiet 

ausgegangen werden.  

 

6.6 Denkmalschutz 

Nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand sind durch das Vorhaben Belange der 

Baudenkmalpflege nicht betroffen und es werden keine bekannten Bodendenkmale 

berührt. 

Aus archäologischer Sicht können im Plangebiet jedoch jederzeit Bodenfunde 

entdeckt werden. Daher wurden in die HINWEISE des Bebauungsplanes Nr. 33 

entsprechende Ausführungen zu den Vorgaben beim Auffinden von Bodenfunden 

aufgenommen. 

Gemäß § 2 Abs. 1 UVPG werden im Rahmen der Umweltprüfung die Auswirkungen des 

Vorhabens auf die Kultur- und Sachgüter im Untersuchungsraum ermittelt, 

beschrieben und bewertet. 

 

6.7 Trinkwasserschutz 

Das Plangebiet befindet sich in der Trinkwasserschutzzone III der Wasserfassung 

Karlshagen Nummer MV-WSG-1848-03 (Beschluss vom 25.07.1974). Daraus 

resultierende Verbote und Nutzungsbeschränkungen sind zu beachten.  

 

6.8 Verkehrliche Erschließung 

Die Gemeinde Karlshagen ist vom Festland über die Bahnverbindung Züssow -Wolgast 

- Ahlbeck an die Interregionallinie (IR-Linie) Stralsund - Greifswald -Pasewalk - Berlin in 

den Personenfernverkehr der Deutschen Bahn AG eingebunden. 

Auf der Insel Usedom erfolgt durch die Usedomer Bäderbahn (UBB) die Erschließung 

der Gemeinde Karlshagen über die Nebenstrecke von Zinnowitz über Karlshagen bis 

in die Ortslage Peenemünde. 

Der Haltepunkt der Bahn befindet sich östlich des Kreuzungsbereiches von 

Hauptstraße und Strandstraße, so dass das Plangebiet fußläufig in wenigen Minuten 

erreichbar ist. 

Die Gemeinde Karlshagen wird im Nordosten durch die Ostsee und im Südwesten 

durch den Peenestrom begrenzt. 

Über die Hafenstraße und die Peenestraße erreicht man den infrastrukturell gut 

ausgebauten Hafen am Peenestrom, der über ein Angebot an Liegeplätzen verfügt 

und landseitig Beherbergungseinrichtungen, Gastronomien und maritime 

Dienstleistungseinrichtungen besitzt. 

Vom Plangebiet liegt der Hafen ca. 10 Minuten Fußweg entfernt. 
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Die straßenseitige Erschließung ist über die Landesstraße 264, innerörtlich als 

Hauptstraße bezeichnet, die Gartenstraße und die Wilde Hütung sichergestellt. 

Die Gartenstraße weist eine Ausbaubreite von rd. 5 m und die Wilde Hütung eine 

Ausbaubreite von rd. 4,5 m auf. Beide Straßen sind mit Verbundpflaster befestigt. 

Die verkehrliche Erschließung des Ferienhausgebietes soll von Norden über die 

Gartenstraße und die vorhandene Zu- und Abfahrt erfolgen. Sie ist für die Aufnahme 

des in Umsetzung des zusätzlich anfallenden Verkehrs ausreichend dimensioniert.  

 

6.9 Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet liegt an der medienseitig erschlossenen Gartenstraße. 

Die Leitungsbestände im Plangebiet und angrenzend wurden im Bebauungsplan  

Nr. 33 in die Planzeichnung (Teil A) übernommen. 

Die Träger der Ver- und Entsorgung werden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB erneut beteiligt. 

 

6.10 Niederschlagsentwässerung 

Grundsätzlich hat die Ableitung des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers 

getrennt vom Abwasser zu erfolgen. 

Das anfallende Niederschlagswasser sollte wieder nutzbar gemacht werden. Es ist auf 

den privaten Grundstücken zu sammeln und für die Bewässerung der 

Vegetationsflächen zu nutzen. Die Versickerung des Niederschlagswassers ist der 

Grundwasserneubildung förderlich. 

 

7 Aufstellungsverfahren/ Zeitrahmen für die Planung/ Rechtliche Grundlagen 

7.1 Aufstellungsverfahren 

Das Aufstellungsverfahren zur 5. Änderung des Flächennutzungsplanes wird gemäß 

§ 6 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 11.2017 

(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.10.2025 (BGBl. 2025 I 

Nr. 257) geändert worden ist, durchgeführt.  

Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 2 Absatz 1 Satz 1 i.V. m. § 1 Absatz 8 BauGB 

für Teilflächen geändert. 

Die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes setzt sich daher aus den folgenden 

Planteilen zusammen: 

- Plan mit Planzeichnung einschließlich Zeichenerklärung und 

Verfahrensvermerken sowie einem nachrichtlichen Auszug aus dem wirksamen 

Flächennutzungsplan  

- Begründung  

(TEIL 1)   

https://dejure.org/BGBl/2023/BGBl._I_S._394
https://dejure.org/BGBl/2023/BGBl._I_S._394
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Darlegung der Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Bauleitplans 

(§ 2a 1. BauGB) 

(TEIL 2) 

Die Planung wird nach § 2 ff BauGB aufgestellt. Eine Umweltprüfung wird 

durchgeführt.  

- Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag (AFB) beinhaltet die Prüfung, ob durch 

das Planvorhaben die artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 BNatSchG 

berührt werden.  

 

Bestandteil der Vorentwurfsunterlagen sind Plan, Begründung (TEIL 1), Checkliste für 

die Umweltprüfung und der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag zum Bebauungsplan 

Nr. 33 von 09-2023. 

Die Umweltprüfung wird mit den Entwurfsunterlagen in die Planung eingestellt. 

 

7.2 Zeitrahmen für Planung und Realisierung 

Die Gemeindevertretung Ostseebad Karlshagen hat am 17.07.2025 den Beschluss zur 

Aufstellung der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes gefasst und durch Aushänge 

ortsüblich bekanntgemacht. 

Der Gemeinde liegt ein Vorentwurf mit Stand von 11-2025 (Scopingunterlagen), 

bestehend aus Plan, Begründung (TEIL 1), Checkliste für die Umweltprüfung und 

Artenschutzrechtlichem Fachbeitrag zum parallel in Aufstellung befindlichen 

Bebauungsplan Nr. 33 vor.  

Die Vorentwurfsunterlagen von 11-2025 werden den Gremien der Gemeinde zur 

Beurteilung vorgelegt.  

Für die von der Gemeinde autorisierte Vorentwurfsfassung erfolgt dann die frühzeitige 

Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB, der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB und der Nachbargemeinden nach 

§ 2 Abs. 2 BauGB.   

Nach Auswertung der zum Vorentwurf eingegangenen Stellungnahmen der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Anregungen der Öffentlichkeit 

werden die Planunterlagen entsprechend Abwägung der Gemeindevertretung 

überarbeitet und die Entwurfsunterlagen zur Beschlussfassung vorgelegt. 

Die Entwurfsunterlagen werden gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt und die 

von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB zur 

Stellungnahme aufgefordert. 

Das Änderungsverfahren wird mit der Abwägung der eingegangenen 

Stellungnahmen und Anregungen und dem Feststellungsbeschluss abgeschlossen. 
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Die 5. Änderung des Flächennutzungsplans bedarf gemäß § 6 Abs. 1 BauGB einer 

Genehmigung.  

Die vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung soll im Jahr 2026 abgeschlossen 

werden. 

 

7.3 Rechtliche Grundlagen 

Die nachfolgenden Gesetzlichkeiten bilden die Grundlage zur Erstellung der Planung: 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.10.2025 

(BGBl. 2025 I Nr. 257) 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 

(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 

Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 S. 58), 

zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 

189) 

- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz 

BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 

des Gesetzes vom 23.10.2024 (BGBl. 2024 I S. 323) 

- Gesetz des Landes Mecklenburg – Vorpommern zur Ausführung des 

Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG M-V) 

vom 23.02.2010 (GS M-V GI Nr. 791-9), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 24.03.2023 (GVOBl. M-V S. 546) 

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung vom 

18.03.2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 

12.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323)  

- Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 15.10.2015 (GVOBl. M-V, S. 344), mehrfach 

geändert sowie §§ 65a bis 65d und Anlage neu eingefügt durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 18.03.2025 (GVOBl. M-V S. 130) 

- Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG) vom 30.11.1992 

(GVOBl. M-V, S. 669; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 753-2), zuletzt geändert durch 

Artikel 9 des Gesetzes vom 14.05.2024 (GVOBl. M-V S. 154, 184) 

- Gesetz über die Raumordnung und Landesplanung des Landes Mecklenburg-

Vorpommern - Landesplanungsgesetz (LPlG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 05.05.1998, mehrfach geändert sowie Artikel 9a des 

Gesetzes vom 13.05.2024 (GVOBl. M-V S. 149) 
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- Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg – Vorpommern (LEP- M-V) 

vom 27.05.2016 (GVOBl. M-V, S. 322) 

- Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern (RREP VP 2010) vom 

20.09.2010 GVOBl. M-V, S. 453) 

Zusätzlich sind die rechtlichen Grundlagen der Planung auf der Planzeichnung 

vermerkt. 

8 Sonstige Hinweise der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden eingehenden Hinweise werden 

gemäß Abwägung der Gemeindevertretung Ostseebad Karlshagen in den 

Planunterlagen fortgeschrieben. 

 

Ostseebad Karlshagen im November 2025 

 

Der Bürgermeister 

 
 

 




